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Abschnitt |
Allgemeine Vorschriften

81
Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt fur Arztinnen und Arzte einschlieRlich Zahnarztinnen
und Zahnarzte (nachfolgend "Arzte" genannt), die an einer Universitatsklinik
tberwiegend Aufgaben in der Patientenversorgung wahrnehmen. 2Er gilt auch
fur Arztinnen und Arzte, die in arztlichen Servicebereichen in der Patientenver-
sorgung eingesetzt sind. 3Die Arzte miissen in einem Arbeitsverhaltnis zu einem
Arbeitgeber stehen, der Mitglied der Tarifgemeinschaft deutscher Lander (TdL)
oder eines Mitgliedverbandes der TdL ist.

Protokollerklarungen zu Absatz 1:

1. Wechselt eine Arztin/ein Arzt voriibergehend in einen Bereich ohne uber-
wiegende Aufgaben in der Patientenversorgung, findet der TV-Arzte wei-
terhin Anwendung, wenn bei Aufnahme der Tatigkeit in diesem Bereich
feststeht, dass sie zwdlf Monate nicht Ubersteigt und weiterhin arztliche
Aufgaben ausgeubt werden.

2. Zu den arztlichen Servicebereichen in der Patientenversorgung zéhlen
zum Beispiel Pathologie, Labor und Krankenhaushygiene.

3. Der Tarifvertrag fur das Universitatsklinikum Schleswig-Holstein (Beschaf-
tigungspakt) vom 20. Oktober 2004 bleibt unberihrt.

Dieser Tarifvertrag gilt auch fur Arztinnen und Arzte, die im Justizvollzugsdienst
in der Patientenversorgung tatig sind.

Dieser Tarifvertrag gilt nicht fir

a) Arzte, die ein uUber das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe A 4 hinausgehen-
des regelmafiges Entgelt erhalten; die Zulage nach 8 16 Absatz 3 bleibt
hierbei unbericksichtigt,

b) geringfiigig beschéftigte Arzte im Sinne von 8§ 8 Absatz 1 Nr. 2 SGB IV.
Dieser Tarifvertrag gilt ferner nicht fir Chefarztinnen und Chefarzte.

Ob und inwieweit Regelungen dieses Tarifvertrages auf andere Arztinnen und
Arzte im Landesdienst (zum Beispiel an psychiatrischen Krankenhausern) tber-
tragen werden, ist auf Landesebene zu verhandeln.

INeben den Regelungen der 88 1 bis 39 gelten fir Arztinnen und Arzte im Jus-
tizvollzugsdienst des Freistaates Sachsen die Sonderregelungen in § 40. ’Die
Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-Arzte.

INeben den Regelungen der 88 1 bis 39 gelten fir die Arztinnen und Arzte im
Justizvollzugsdienst des Landes Berlin die Sonderregelungen in § 41. ?Die
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Sonderregelungen sind Bestandteil des TV-Arzte.

§2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit

Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen.

IMehrere Arbeitsverhaltnisse zu demselben Arbeitgeber dirfen nur begriindet
werden, wenn die jeweils Ubertragenen Tatigkeiten nicht in einem unmittelbaren
Sachzusammenhang stehen. 2Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhaltnis.

Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. ?Sie
konnen gesondert gekindigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart
ist.

Die ersten sechs Monate der Beschéftigung gelten als Probezeit, soweit nicht
eine kirzere Zeit vereinbart ist.

§3
Allgemeine Arbeitsbedingungen

Die arbeitsvertraglich geschuldete Leistung ist gewissenhaft und ordnungsge-
malfd auszufuhren; dabei sind die Ziele der Hochschule und die spezifischen
Aufgaben in Forschung, Lehre und Weiterbildung zu beachten. 2Die Arzte mis-
sen sich durch ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen.

Die Arzte haben iiber Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzli-
che Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwie-
genheit zu wahren; dies gilt auch tber die Beendigung des Arbeitsverhéltnisses
hinaus. “Bei Unterlagen, die ihrem Inhalt nach von der arztlichen Schweige-
pflicht erfasst werden, darf der Arbeitgeber nur die Herausgabe an den arztli-
chen Vorgesetzten verlangen.

Die Arzte durfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sons-
tige Vergunstigungen mit Bezug auf ihre Tatigkeit nicht annehmen. 2Ausnahmen
sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers moglich. 3Werden den Arzten derar-
tige Vergunstigungen angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverztglich
anzuzeigen.

1Eine Beteiligung der Arzte an Poolgeldern hat nach transparenten Grundsat-
zen, insbesondere unter Berticksichtigung von Verantwortung, Leistung und Er-
fahrung zu erfolgen. 2Sie richtet sich nach den landesrechtlichen Bestimmun-
gen. 3Soweit keine landesrechtlichen Bestimmungen erlassen sind, soll ein
Poolvolumen gemal den Grundsatzen des Satzes 1 verteilt werden; die Klinik
kann weitere Kriterien bestimmen. “Die Beteiligung an Poolgeldern ist kein zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt.

1Der Arbeitgeber ist bei begriindeter Veranlassung berechtigt, Arzte zu ver-
pflichten, durch arztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie zur Leistung
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der arbeitsvertraglich geschuldeten Tatigkeit in der Lage sind. ?Bei dem beauf-
tragten Arzt kann es sich um einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebs-
parteien nicht auf einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Unter-
suchung tragt der Arbeitgeber. “Der Arbeitgeber kann die Arzte auch bei Been-
digung des Arbeitsverhaltnisses untersuchen lassen. SAuf Verlangen der Arzte
ist er hierzu verpflichtet. SArzte, die besonderen Ansteckungsgefahren ausge-
setzt oder in gesundheitsgefdhrdenden Bereichen beschaftigt sind, sind in re-
gelmaRigen Zeitabstanden arztlich zu untersuchen.

1Die Arzte haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollstandigen Personalakten.
2Sie konnen das Recht auf Einsicht auch durch eine/n hierzu schriftlich Bevoll-
machtigte/n austiben lassen. 3Sie konnen Ausziige oder Kopien aus ihren Per-
sonalakten erhalten. “Die Arzte missen iiber Beschwerden und Behauptungen
tatsachlicher Art, die fir sie ungunstig sind oder ihnen nachteilig werden kén-
nen, vor Aufnahme in die Personalakten gehort werden. ®lhre AuBerung ist zu
den Personalakten zu nehmen.

Fur die Schadenshaftung der Arzte finden die Bestimmungen, die fir die Beam-
ten des jeweiligen Landes jeweils gelten, entsprechende Anwendung.

Der Arbeitgeber hat bei der Wahrnehmung des Direktionsrechts die Grund-
rechte der Wissenschaftsfreiheit und das Grundrecht der Gewissensfreiheit zu
beachten. 2Fir Konfliktfalle wird eine Ombudsperson oder eine Schlichtungs-
kommission durch die Betriebsparteien bestimmt, die Empfehlungen zur Kon-
fliktlosung aussprechen kann. 3Gesetzliche Anspriiche bleiben von den Empfeh-
lungen der Schlichtung unberihrt.

1Zu den Pflichten der Arzte gehort es auch, arztliche Bescheinigungen auszu-
stellen. 2Die Arzte kénnen vom Arbeitgeber verpflichtet werden, im Rahmen ei-
ner zugelassenen Nebentatigkeit von leitenden Arztinnen und Arzten oder fur
Belegarztinnen und Belegarzte innerhalb der Einrichtung &arztlich tatig zu wer-
den.

Zu den Pflichten der Arzte aus der Haupttatigkeit gehoren auch die Erstellung
von Gutachten, gutachtlichen Aul3erungen und wissenschaftlichen Ausarbeitun-
gen, die nicht von einem Dritten angefordert und vergitet werden.

§4
Versetzung, Abordnung, Personalgestellung

TArzte konnen aus dienstlichen oder betrieblichen Griinden versetzt oder abge-
ordnet werden. 2Sollen Arzte an eine Dienststelle oder einen Betrieb auRerhalb
des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich langer als drei Monate
abgeordnet werden, so sind sie vorher zu héren.

Protokollerkldrungen zu § 4 Absatz 1:

1. Abordnung ist die vom Arbeitgeber veranlasste voribergehende Beschafti-
gung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb desselben
oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Ar-
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beitsverhaltnisses.

2.  Versetzung ist die vom Arbeitgeber veranlasste, auf Dauer bestimmte Be-
schaftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb
desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsver-
haltnisses.

(Nicht besetzt)

Werden Aufgaben der Arzte zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des
Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhaltnis die arbeitsvertraglich
geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung).
28 613a BGB sowie gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unberihrt.

Protokollerklarung zu § 4 Absatz 3:

!Personalgestellung ist - unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhaltnis-
ses - die auf Dauer angelegte Beschaftigung bei einem Dritten. 2Die Modalitaten
der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten ver-
traglich geregelt.

§5
Nebentatigkeit

Fur die Nebentatigkeiten der Arzte finden die Bestimmungen, die fiir die Beam-
ten des jeweiligen Landes jeweils gelten, sinngemald Anwendung.

Die Arzte kénnen vom Arbeitgeber verpflichtet werden, als Nebentatigkeit Un-
terricht zu erteilen sowie Gutachten, gutachtliche AuBerungen und wissen-
schaftliche Ausarbeitungen zu erstellen, die von einem Dritten angefordert und
vergutet werden. 2Dies gilt auch im Rahmen einer zugelassenen Nebentatigkeit
des leitenden Arztes. 3Steht die Vergutung fir das Gutachten, die gutachtliche
AuRerung oder wissenschaftliche Ausarbeitung ausschlieRlich dem Arbeitgeber
zu, so haben die Arzte entsprechend ihrer Beteiligung einen Anspruch auf einen
Teil dieser Vergutung.?In allen anderen Fallen sind die Arzte berechtigt, fiir die
Nebentatigkeit einen Anteil der Vergitung anzunehmen, die von dem Dritten zu
zahlen ist. °Die Arzte kénnen die Ubernahme der Nebentatigkeit verweigern,
wenn die angebotene Vergutung offenbar nicht dem Umfang ihrer Beteiligung
entspricht. 8im Ubrigen kann die Ubernahme der Nebentatigkeit nur in beson-
ders begrindeten Ausnahmefallen verweigert werden.

Auch die Auslibung einer unentgeltlichen Nebentatigkeit bedarf der vorherigen
Genehmigung des Arbeitgebers, wenn fir sie Raume, Einrichtungen, Personal
oder Material des Arbeitgebers in Anspruch genommen werden.

Werden fur eine Nebentatigkeit Raume, Einrichtungen, Personal oder Material
des Arbeitgebers in Anspruch genommen, so haben die Arzte dem Arbeitgeber
die Kosten hierfir zu erstatten, soweit sie nicht von anderer Seite zu erstatten
sind. 2Die Kosten kénnen in einer Nebenabrede zum Arbeitsvertrag pauschaliert
werden.
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Abschnitt Il
Arbeitszeit

8§86
Regelmallige Arbeitszeit

!Die durchschnittliche regelmaRige wochentliche Arbeitszeit ausschlieRlich der
Pausen betragt 42 Stunden. ?Die regelmaRige Arbeitszeit kann auf funf Tage,
aus notwendigen betrieblichen/dienstlichen Grinden auch auf sechs Tage ver-
teilt werden.

'Fir die Berechnung des Durchschnitts der regelmafRigen wochentlichen Ar-
beitszeit ist ein Zeitraum von einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend kann
bei Arzten, die standig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein
langerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.

1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse zulassen, werden die Arz-
te am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Tabellenent-
gelts und der sonstigen in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile von
der Arbeit freigestellt. °Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betriebli-
chen/dienstlichen Grinden nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich
innerhalb von drei Monaten zu gewahren. Die regelméaRige Arbeitszeit vermin-
dert sich fur den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag
fallen, um die dienstplanméaRig ausgefallenen Stunden.

“Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt,
wird durch eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum
Ende des dritten Kalendermonats ausgeglichen, wenn es die betrieblichen Ver-
haltnisse zulassen; der Ausgleich soll mdglichst aber schon bis zum Ende des
nachsten Kalendermonats erfolgen. °Kann ein Freizeitausgleich nicht gewahrt
werden, erhalten die Arzte je Stunde 100v.H. des Stundenentgelts.
6Stundenentgelt ist der auf eine Stunde entfallende Anteil des monatlichen Ent-
gelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe nach der Entgelttabelle. “In den
Fallen des Satzes 4 steht der Zeitzuschlag von 35 v.H. (8 8 Absatz 1 Satz 2
Buchstabe d) zu.

8Fur Arzte, die regelmaRig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der
Wechselschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht,
vermindert sich die regelmafiige Wochenarbeitszeit um ein Funftel der arbeits-
vertraglich vereinbarten durchschnittichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an ei-
nem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fallt, nicht wegen des Feier-
tags, sondern dienstplanmafig nicht zur Arbeit eingeteilt sind und deswegen an
anderen Tagen der Woche ihre regelméaRige Arbeitszeit erbringen missen. °In
den Féllen des Satzes 8 gelten die Satze 4 bis 7 nicht.

Protokollerklarung zu 8 6 Absatz 3 Satz 3:

Die Verminderung der regelmaRigen Arbeitszeit betrifft die Arzte, die wegen des
Dienstplans frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten miss-
ten.
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Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Griinden kann auf der Grundlage ei-
nes Tarifvertrages auf Landesebene im Rahmen des § 7 Absatz 1, 2 und des
8§ 12 Arbeitszeitgesetz von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewi-
chen werden.

Die Arzte sind im Rahmen begriindeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkei-
ten verpflichtet, Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit
sowie - bei Teilzeitbeschaftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder
mit ihrer Zustimmung - Uberstunden und Mehrarbeit zu leisten. 2Arzte, die re-
gelmaRig an Sonn- und Feiertagen arbeiten mussen, erhalten innerhalb von
zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 3Hiervon soll ein freier Tag auf einen
Sonntag fallen.

Durch Tarifvertrag auf Landesebene kann ein wochentlicher Arbeitszeitkorridor
von bis zu 45 Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkor-
ridors geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach
Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

Durch Tarifvertrag auf Landesebene kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tag-
liche Rahmenzeit von bis zu zwolf Stunden eingefiihrt werden. 2Die innerhalb
der taglichen Rahmenzeit geleisteten zusatzlichen Arbeitsstunden werden im
Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.

!Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am aus-
wartigen Geschaftsort als Arbeitszeit. ?Fir jeden Tag einschlieRlich der Reise-
tage wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmaRige, durchschnittli-
che oder dienstplanmafige Arbeitszeit bertcksichtigt, wenn diese bei Nichtbe-
riicksichtigung der Reisezeit nicht erreicht wiirde. 3Uberschreiten nicht anre-
chenbare Reisezeiten insgesamt 15 Stunden im Monat, so werden auf Antrag
25 v.H. dieser uberschreitenden Zeiten bei fester Arbeitszeit als Freizeitaus-
gleich gewahrt und bei gleitender Arbeitszeit im Rahmen der jeweils geltenden
Vorschriften auf die Arbeitszeit angerechnet. “Der besonderen Situation von
Teilzeitbeschaftigten ist Rechnung zu tragen.

Protokollerklarungen zu § 6:

1.

1Die Tarifvertragsparteien erwarten, dass den Arzten bei der Festlegung der
Arbeitszeit ein angemessener zeitlicher Anteil der Arbeitszeit fur ihre wissen-
schaftliche Tatigkeit in Forschung und Lehre zugestanden wird. ?Die in den
Hochschulgesetzen der Lander geregelten Mindestzeiten fur die Austibung wis-
senschaftlicher Tatigkeit bleiben unberthrt.

Die Tarifvertragsparteien erwarten, dass die Kliniken zusammen mit den Arzten
nach Wegen suchen, die Arzte von burokratischen, patientenfernen Aufgaben
zu entlasten und deren Arbeitsablaufe besser zu organisieren.

Die Tarifvertragsparteien erwarten, dass in den Kliniken unter Einbeziehung der
Arzte intensiv alternative Arbeitszeitmodelle entwickelt werden, die sowohl den
gesetzlichen Anforderungen als auch verénderten betrieblichen Anforderungen
entsprechen.
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87
Sonderformen der Arbeit

Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regel-
mafRigen Wechsel der taglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei
denen die Arztin/der Arzt durchschnittlich langstens nach Ablauf eines Monats
erneut zu mindestens zwei Nachtschichten  herangezogen  wird.
2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen
bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird.
3Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtar-
beit umfassen.

Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmaliigen
Wechsel des Beginns der taglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in
Zeitabschnitten von langstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer
Zeitspanne von mindestens 13 Stunden geleistet wird.

lUnter den Voraussetzungen des Arbeitszeit- und Arbeitsschutzgesetzes, ins-
besondere des 8 5 Arbeitsschutzgesetz, kann die tagliche Arbeitszeit im
Schichtdienst auf bis zu 12 Stunden ausschlie3lich der Pausen ausgedehnt
werden, um langere Freizeitintervalle zu schaffen oder die Zahl der Wochen-
enddienste zu vermindern. ?In unmittelbarer Folge dirfen nicht mehr als vier
Zwolf-Stunden-Schichten und innerhalb von zwei Kalenderwochen nicht mehr
als acht Zwolf-Stunden-Schichten geleistet werden. 3Solche Schichten kdénnen
nicht mit Bereitschaftsdienst (8 7 Absatz 4) kombiniert werden.

1Die Arzte sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Arbeitgebers auRerhalb der
regelmanigen Arbeitszeit an einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufzuhal-
ten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). 2Der Ar-
beitgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass
zwar Arbeit anfallt, erfahrungsgemal aber die Zeit ohne Arbeitsleistung uber-
wiegt. *Wenn in die Arbeitszeit regelmaRig und in erheblichem Umfang Bereit-
schaftsdienst fallt, kann unter den Voraussetzungen

- einer Prufung alternativer Arbeitszeitmodelle unter Einbeziehung des Be-
triebsarztes und

- gegebenenfalls daraus resultierender Mal3Bhahmen zur Gewahrleistung des
Gesundheitsschutzes

im Rahmen des 8 7 Absatz 1 Nr. 1 und 4, Absatz 2 Nr. 3 Arbeitszeitgesetz die
tagliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes abweichend von den 88 3,
5 Absatz 1 und 2 und § 6 Absatz 2 Arbeitszeitgesetz Uber acht Stunden hinaus
auf bis zu 24 Stunden verlangert werden, wenn mindestens die acht Stunden
Uberschreitende Zeit als Bereitschaftsdienst abgeleistet wird.

“Die tagliche Arbeitszeit darf bei Ableistung ausschlieRlich von Bereitschafts-
dienst an Samstagen, Sonn- und Feiertagen maximal 24 Stunden betragen,
wenn dadurch fur den Einzelnen mehr Wochenenden und Feiertage frei sind.

lUnter den Voraussetzungen des Absatzes 4 Satz 3 und bei Einhaltung der
Grenzwerte des Absatzes 4 kann im Rahmen des § 7 Absatz 2a Arbeitszeitge-
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setz eine Verlangerung der taglichen Arbeitszeit Gber acht Stunden hinaus auch
ohne Ausgleich erfolgen. 2Dabei ist eine wochentliche Arbeitszeit von bis zu
maximal durchschnittlich 58 Stunden in der Bereitschaftsdienststufe | und von
bis zu maximal durchschnittlich 54 Stunden in der Bereitschaftsdienststufe Il zu-
lassig. 3Durch Tarifvertrag auf Landesebene kann in begriindeten Einzelfallen
eine durchschnittliche wochentliche Hochstarbeitszeit von bis zu 66 Stunden
vereinbart werden. “Fur die Berechnung des Durchschnitts der wochentlichen
Arbeitszeit ist ein Zeitraum von einem Jahr zugrunde zu legen.

1Die Arztin/Der Arzt hat sich auf Anordnung des Arbeitgebers auRerhalb der
regelmanigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle auf-
halten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen (Rufbereitschaft). ?2Der Arbeitgeber
darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemalf lediglich in Ausnah-
mefallen Arbeit anfallt. 3Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen,
dass Arzte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren
technischen Hilfsmittel ausgestattet sind. “Durch tatsachliche Arbeitsleistung in-
nerhalb der Rufbereitschaft kann die tagliche Hochstarbeitszeit von zehn Stun-
den Uberschritten werden (88 3, 7 Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 4 Arbeitszeitgesetz).

Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.

Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschaftigte tiber die vereinbarte
regelmanige Arbeitszeit hinaus bis zur regelméRigen wochentlichen Arbeitszeit
von Vollbeschéftigten (8 6 Absatz 1 Satz 1) leisten.

Uberstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeitsstunden, die tiber die im
Rahmen der regelmafigen Arbeitszeit von Vollbeschatftigten (§ 6 Absatz 1) fir
die Woche dienstplanméaliig beziehungsweise betriebstblich festgesetzten Ar-
beitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwo-
che ausgeglichen werden.

Abweichend von Absatz 9 sind nur die Arbeitsstunden Uberstunden, die im Fal-
le von Wechselschicht- oder Schichtarbeit Gber die im Schichtplan festgelegten
taglichen Arbeitsstunden einschlie3lich der im Schichtplan vorgesehenen Ar-
beitsstunden, die bezogen auf die regelmallige wochentliche Arbeitszeit im
Schichtplanturnus nicht ausgeglichen werden, angeordnet worden sind.

lIn den Fallen, in denen Teilzeitarbeit (§ 11) vereinbart wurde, verringern sich
die Hochstgrenzen der wochentlichen Arbeitszeit in Absatz 5 - beziehungsweise
in den Féllen, in denen Absatz 5 nicht zur Anwendung kommt, die Hochstgrenze
von 48 Stunden - in demselben Verhaltnis wie die Arbeitszeit dieser Teilzeitbe-
schaftigten zu der regelmalligen Arbeitszeit der Vollbeschaftigten verringert
worden ist. 2Mit Zustimmung der Arztin/des Arztes oder aufgrund von dringen-
den dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden.
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§8
Ausgleich fur Sonderformen der Arbeit

TArzte erhalten neben dem Entgelt fir die tatsachliche Arbeitsleistung Zeitzu-
schlage. 2Die Zeitzuschlage betragen - auch bei Teilzeitbeschaftigten - je Stun-
de

a) fur Uberstunden 15 v.H.,
b) fur Nachtarbeit 20 v.H.,
c) fur Sonntagsarbeit 25 v.H.,
d) bei Feiertagsarbeit
- ohne Freizeitausgleich 135 v.H,,
- mit Freizeitausgleich 35 v.H.,

e) fur Arbeit am 24. Dezember und
am 31. Dezember jewelils ab 6 Uhr 35v.H,,

f)  fir Arbeit an Samstagen von
13 bis 21 Uhr 20 v.H.;

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der
jeweiligen Entgeltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlagen nach
Satz 2 Buchstabe ¢ bis f wird nur der hoéchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf
Wunsch der Arzte kbnnen, soweit die betrieblichen/dienstlichen Verhaltnisse es
zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschlage entsprechend dem jewei-
ligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt (faktorisiert) und aus-
geglichen werden. ®Dies gilt entsprechend fiir Uberstunden als solche.

Protokollerklarung zu § 8 Absatz 1 Satz 2:

Bei Uberstunden richtet sich das Entgelt fiir die tatsachliche Arbeitsleistung
nach der jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, héchstens jedoch
nach der Stufe 2.

Protokollerklarung zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe d:

Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und be-
zeichnet werden. Falls kein Freizeitausgleich gewahrt wird, werden als Entgelt
einschliel3lich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabel-
lenentgelts hochstens 235 v.H. gezabhilt.

1Uberstunden sind grundsatzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen;
fur die Zeit des Freizeitausgleichs werden das Tabellenentgelt sowie die sonsti-
gen, in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 2Arzte
erhalten fir Uberstunden (§ 7 Absatz 9), die nicht bis zum Ende des dritten Ka-
lendermonats - mdglichst aber schon bis zum Ende des néchsten Kalendermo-
nats - nach deren Entstehen mit Freizeit ausgeglichen worden sind, je Stunde
100 v.H. des auf die Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jewei-
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ligen Entgeltgruppe und Stufe, hochstens jedoch nach der Stufe 2. 3Der An-
spruch auf den Zeitzuschlag fur Uberstunden nach Absatz 1 besteht unabhén-
gig von einem Freizeitausgleich.

(Nicht besetzt)

Fur Arbeitsstunden, die keine Uberstunden sind und die aus betriebli-
chen/dienstlichen Griinden nicht innerhalb des nach § 6 Absatz 2 Satz 1 oder 2
festgelegten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhalten die Arzte je
Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts
der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.

Protokollerklarung zu § 8 Absatz 4:

Mit dem Begriff "Arbeitsstunden” sind nicht die Stunden gemeint, die im Rah-
men von Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokollerklarung zu Abschnitt Il an-
fallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.

TArzte, die standig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschicht-
zulage von 105 Euro monatlich. ?Arzte, die nicht standig Wechselschichtarbeit
leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro Stunde.

TArzte, die standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 Eu-
ro monatlich. 2Arzte, die nicht standig Schichtarbeit leisten, erhalten eine
Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.

89
Ausgleich fur Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst

IFar die Rufbereitschaft wird eine tagliche Pauschale je Entgeltgruppe gezahilt.
2Fir eine Rufbereitschaft von mindestens zwolf Stunden wird fir die Tage Mon-
tag bis Freitag das Zweifache, fir Samstag, Sonntag sowie fur Feiertage das
Vierfache des tariflichen Stundenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stu-
fe (individuelles Stundenentgelt) gezahlt. *MaRgebend fiir die Bemessung der
Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. *Fur
Rufbereitschaften von weniger als zwolf Stunden werden fir jede angefangene
Stunde 12,5 v.H. des individuellen Stundenentgelts nach der Entgelttabelle ge-
zahlt. SHinsichtlich der Arbeitsleistung wird jede einzelne Inanspruchnahme in-
nerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz im Krankenhaus einschlief3lich
der hierfiur erforderlichen Wegezeiten auf eine volle Stunde gerundet. ®Fur die
Inanspruchnahme wird das Entgelt fir Uberstunden sowie etwaiger Zeitzu-
schlage bezahlt. “Fir die Zeit der Rufbereitschaft werden Zeitzuschlage nicht
gezahlt.

Protokollerklarung zu § 9 Absatz 1:

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, fir die eine Pauschale gezahlt
wird, ist auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen.
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1Zur Berechnung des Entgelts wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes ein-
schlie3lich der geleisteten Arbeit in zwei Stufen als Arbeitszeit gewertet.
2Ausschlaggebend sind die Arbeitsleistungen, die wahrend des Bereitschafts-
dienstes erfahrungsgeman durchschnittlich anfallen:

Bereitschafts- Arbeitsleitung innerhalb des Bewertung als Ar-
dienststufe Bereitschaftsdienstes beitszeit

I 0 bis zu 25 v.H. 60 v.H.

Il Mehr als 25 v.H. bis 49 v.H. 95 v.H.

SFur die Zeit des Bereitschaftsdienstes an gesetzlichen Feiertagen erhoht sich
die Bewertung um 25 Prozentpunkte.

4FUr die Zeit des Bereitschaftsdienstes, die als Arbeitszeit gewertet wird, wird
das tarifliche Stundenentgelt der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe (individuel-
les Stundenentgelt) gezahlt. *Das Bereitschaftsdienstentgelt kann im Verhaltnis
1:1 in Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). éFir die Zeit des Freizeit-
ausgleichs werden das Entgelt und die in Monatsbetragen festgelegten Zulagen
fortgezahlt. 'Die Zuweisung zu den Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt
durch schriftiche Nebenabrede zum Arbeitsvertrag. 8Die Nebenabrede ist ab-
weichend von § 2 Absatz 3 mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende
eines Kalenderhalbjahres kiindbar.

IFiur die Zeit des Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (21 Uhr bis 6 Uhr)
wird zusatzlich zum Ausgleich fur Bereitschaftsdienste nach Absatz 2 je Stunde
ein Zeitzuschlag in Héhe von 20 v.H. entsprechend 8 8 Absatz 1 Satz 2 Buch-
stabe b gewahrt. 2Dieser Zeitzuschlag kann nicht in Freizeit abgegolten werden.

In den Fallen der Absatze 2 und 3 werden im Ubrigen Zeitzuschlage (8§ 8) fur die
Zeit des Bereitschaftsdienstes einschliel3lich der geleisteten Arbeit nicht gezahlt.

810
Sonderfunktionen, Dokumentation

Wird den Arzten durch ausdriickliche Anordnung des Arbeitgebers eine Sonder-
funktion innerhalb der Klinik Gbertragen (zum Beispiel Transplantationsbeauf-
tragter, Strahlenschutzbeauftragter usw.), sind sie fir diese Tatigkeit und die
Fortbildung hierzu in erforderlichem Umfang von ihren sonstigen Aufgaben frei-
zustellen.

Die Arbeitszeiten der Arzte sollen objektiv dokumentiert werden. 2Die konkrete
Anwendung wird durch Pilotprojekte geprtift.

§11
Teilzeitbeschaftigung

IMit Arzten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeits-
zeit vereinbart werden, wenn sie
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a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder
b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebedurftigen sonstigen Angehdrigen

tatsachlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche beziehungsweise
betriebliche Belange nicht entgegenstehen.

’Die Teilzeitbeschaftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu finf Jahre zu
befristen. 3Sie kann verlangert werden; der Antrag ist spatestens sechs Monate
vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschéaftigung zu stellen. “Bei der Gestaltung
der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen der dienstlichen beziehungswei-
se betrieblichen Mdoglichkeiten der besonderen personlichen Situation der Arz-
tin/des Arztes nach Satz 1 Rechnung zu tragen.

Arzte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fallen eine Teilzeitbeschaf-
tigung vereinbaren wollen, kdnnen von ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er
mit ihnen die Mdglichkeit einer Teilzeitbeschaftigung mit dem Ziel erdrtert, zu
einer entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.

Ist mit friher Vollbeschaftigten auf ihren Wunsch eine nicht befristete Teilzeitbe-
schaftigung vereinbart worden, sollen sie bei spaterer Besetzung eines Vollzeit-
arbeitsplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen beziehungs-
weise betrieblichen Méglichkeiten bevorzugt berticksichtigt werden.

Protokollerklarung zu Abschnitt |l:

1Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrech-
te unabhangig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (§ 6 Absatz
6 und 7) mdoglich; dies gilt nicht bei Schicht- und Wechselschichtarbeit. ?Sie dirfen
keine Regelungen nach § 6 Absatz 4 enthalten. 3Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifver-
trages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberihrt.

Abschnitt Il
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen

§12
Eingruppierung

Arzte sind entsprechend ihrer nicht nur voriibergehend und zeitlich mindestens zur
Halfte auszulibenden Tatigkeit wie folgt eingruppiert:
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Entgelt-
gruppe

Bezeichnung

A1l

Arztin/Arzt mit entsprechender Tatigkeit

A2

Facharztin/Facharzt mit entsprechender Tatigkeit

A3

Oberéarztin/Oberarzt

Oberarzt ist derjenige Arzt, dem die medizinische Verantwortung
fur Teil- oder Funktionsbereiche der Klinik beziehungsweise Ab-
teilung vom Arbeitgeber tbertragen worden ist.

Oberarzt ist ferner der Facharzt in einer durch den Arbeitgeber
Ubertragenen Spezialfunktion, fir die dieser eine erfolgreich ab-
geschlossene Schwerpunkt- oder Zusatzweiterbildung nach der
Weiterbildungsordnung fordert.

A4

Facharztin/Facharzt, der/dem die standige Vertretung des leiten-
den Arztes (Chefarzt) vom Arbeitgeber tibertragen worden ist.

(Protokollerklarung: Standiger Vertreter ist nur der Arzt, der den
leitenden Arzt in der Gesamtheit seiner Dienstaufgaben vertritt.
Das Tatigkeitsmerkmal kann daher innerhalb einer Klinik nur von
einer Arztin/einem Arzt erfullt werden.)

§13

Zulage bei Uberschreiten der Mindestweiterbildungszeit

Arzte der Entgeltgruppe A 1 in der Weiterbildung zur Facharztin beziehungsweise
zum Facharzt erhalten eine monatliche Zulage in Hohe der Differenz zur Stufe 1 der
Entgeltgruppe A 2, sobald sie die Mindestweiterbildungszeit nach der Weiterbil-
dungsordnung um mehr als ein Jahr tUberschritten haben, ohne dass sie dies zu ver-

treten haben.

§14

Voriubergehende Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit

(1) Wird Arzten voriibergehend eine andere Tatigkeit Gbertragen, die den Tatig-
keitsmerkmalen einer héheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese Tétig-
keit mindestens einen Monat ausgeubt, erhalten sie fur die Dauer der Austibung
eine personliche Zulage riickwirkend ab dem ersten Tag der Ubertragung der

Tatigkeit.

(2) Die personliche Zulage bemisst sich bei Arzten, die in eine der Entgeltgruppen
A 1 bis A 3 eingruppiert sind, aus dem Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenent-
gelt, das sich bei dauerhafter Ubertragung ergeben hatte.
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8§15
Tabellenentgelt

1Die Arztin/Der Arzt erhalt monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Hohe bestimmt
sich nach der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert ist, und nach der fir
sie/ihn geltenden Stufe.

Protokollerklarung zu § 15 Absatz 1:

1Fur Arzte, bei denen die Regelungen des Tarifgebiets Ost Anwendung finden,
betragt der Bemessungssatz fur die sonstigen Entgeltbestandteile in diesem Ta-
rifvertrag sowie in den ergdnzenden Tarifvertrdgen und Tarifvertragsregelungen
bis zum 31. Dezember 2009 92,5 v.H. 2Am 1. Januar 2010 erhoht sich der Be-
messungssatz nach Satz 1 auf 100 v.H. 3Satz 1 gilt nicht fir Anspriiche aus
§ 23 Absatz 1 und 2.

Die Hohe der Tabellenentgelte ist in den Anlagen A und B festgelegt.

§ 16
Stufen der Entgelttabelle

Die Entgeltgruppen A 1 und A 2 umfassen je sechs und die Entgeltgruppen A 3
und A 4 umfassen je drei Stufen. 2Die Arzte erreichen die jeweils nachste Stufe
nach den Zeiten arztlicher (A 1), facharztlicher (A 2), oberarztlicher (A 3) Tétig-
keit beziehungsweise der Tatigkeit als standiger Vertreter des leitenden Arztes
(Chefarztes), die in den Tabellen (Anlagen A und B) angegeben sind.

'Fur die Anrechnung von Vorzeiten arztlicher Tatigkeit gilt Folgendes: Bei der
Stufenzuordnung werden Zeiten mit einschléagiger Berufserfahrung als forderli-
che Zeiten beriicksichtigt. 2Zeiten von Berufserfahrung aus nichtarztlicher Tatig-
keit kénnen bertcksichtigt werden.

1Zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs, zur Bindung
von qualifizierten Fachkraften oder zum Ausgleich héherer Lebenshaltungskos-
ten kann abweichend von der tarifvertraglichen Einstufung ein bis zu zwei Stu-
fen hoheres Entgelt ganz oder teilweise vorweg gewahrt werden. 2Arzte mit ei-
nem Entgelt der Endstufe kdnnen bis zu 20 v.H. der Stufe 2 zusatzlich erhalten.
3Die Zulage kann befristet werden. 4Sie ist auch als befristete Zulage widerruf-
lich.

1Bei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern tritt bei Anwendung des Absat-
zes 3 an die Stelle des Wertes von 20 v.H. der Wert 25 v.H. ?Dies gilt jedoch
nur, wenn

a) sie aufgrund ihrer fachlichen Qualifikation besondere projektbezogene An-
forderungen erfillen oder

b) eine besondere Personalbindung beziehungsweise Personalgewinnung er-
reicht werden soll.



18

8§17
Allgemeine Regelungen zu den Stufen

(1) Die Arzte erhalten das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe vom Beginn des
Monats an, in dem die nachste Stufe erreicht wird.

(2) 'Den Zeiten einer Tatigkeit im Sinne des § 16 Absatz 1 Satz 2 stehen gleich:
a) Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
b) Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen,
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt
schriftlich ein dienstliches beziehungsweise betriebliches Interesse aner-
kannt hat,

e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Ka-
lenderjahr,

f) Zeiten der voriibergehenden Ubertragung einer hoherwertigen Tatigkeit.

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht
von Satz 1 erfasst werden, und Elternzeit sind unschadlich; sie werden aber
nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 3Zeiten, in denen eine Beschaftigung
mit einer kirzeren als der regelméafigen wochentlichen Arbeitszeit eines ent-
sprechenden Vollbeschéftigten erfolgt ist, werden voll angerechnet.

§18
Besondere Zahlung im Drittmittelbereich

1Die Arzte im Drittmittelbereich kdnnen vom Arbeitgeber eine Sonderzahlung erhal-
ten. ?Voraussetzung ist, dass nach Deckung der Einzel- und Gemeinkosten des
Drittmittelvorhabens entsprechende Ertrdge aus Mitteln privater Dritter verbleiben.
3Die Arzte missen zudem durch besondere Leistungen bei der Einwerbung der Mittel
oder der Erstellung einer fir die eingeworbenen Mittel zu erbringenden beziehungs-
weise erbrachten Leistung beigetragen haben. “Die Sonderzahlung kann bis zu
10 v.H. ihres Jahrestabellenentgelts betragen. °Sie ist nicht zusatzversorgungspflich-

tig.

§19
Einsatzzuschlag fur Rettungsdienst

1Zu den Pflichten der Arzte aus der Haupttatigkeit gehort es, am Rettungsdienst in
Notarztwagen und Hubschraubern teilzunehmen. ?Fir jeden Einsatz in diesem Ret-
tungsdienst erhalten die Arzte einen nicht zusatzversorgungspflichtigen Einsatzzu-
schlag in Hohe von 15,41 Euro. 3Dieser Betrag verandert sich zu demselben Zeit-
punkt und in dem gleichen Ausmaf wie das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe A 1
Stufe 2.
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Protokollerklarungen zu § 19:

1.

Arzte, denen aus personlichen Griinden (zum Beispiel Vorliegen einer aner-
kannten Minderung der Erwerbsfahigkeit, die dem Einsatz im Rettungsdienst
entgegensteht, Flugunvertraglichkeit) oder aus fachlichen Grinden die Teil-
nahme am Rettungsdienst nicht zumutbar beziehungsweise untersagt ist, dir-
fen nicht zum Einsatz im Rettungsdienst herangezogen werden.

1Der Einsatzzuschlag steht nicht zu, wenn den Arzten wegen der Teilnahme am
Rettungsdienst aul3er den tariflichen Bezligen sonstige Leistungen vom Arbeit-
geber oder von einem Dritten (zum Beispiel private Unfallversicherung, fur die
der Arbeitgeber oder ein Trager des Rettungsdienstes die Beitrdge ganz oder
teilweise tragt, Liquidationsanspriiche) zustehen. 2Die Arzte konnen auf die
sonstigen Leistungen verzichten.

Der Einsatzzuschlag betragt
- ab 1. April 2015 18,46 Euro,
- ab 1. April 2016 18,87 Euro.

§ 20
Jahressonderzahlungen

Eine Jahressonderzahlung wird bis zum 31. Dezember 2009 nicht gewébhrt.

§21
Bemessungsgrundlage fur die Entgeltfortzahlung

lIn den Fallen der Entgeltfortzahlung nach § 22 Absatz 1, § 26 und 8§ 27 werden das
Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbetrdgen festgelegten Entgeltbestand-
teile weitergezahlt. °Nicht in Monatsbetragen festgelegte Entgeltbestandteile werden
als Durchschnitt auf Basis der letzten drei vollen Kalendermonate, die dem mal3ge-
benden Ereignis fur die Entgeltfortzahlung vorhergehen (Berechnungszeitraum), ge-
zahlt. 3Ausgenommen hiervon sind das zusétzlich gezahlte Entgelt fir Uberstunden
und Mehrarbeit (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- oder
Uberstunden), Leistungsentgelte, Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlun-
gen nach § 23.

Protokollerklarungen zu § 21 Satz 2 und 3:

1.

Volle Kalendermonate im Sinne der Durchschnittsberechnung nach Satz 2 sind
Kalendermonate, in denen an allen Kalendertagen das Arbeitsverhdltnis be-
standen hat. ?Hat das Arbeitsverhaltnis weniger als drei Kalendermonate be-
standen, sind die vollen Kalendermonate, in denen das Arbeitsverhéltnis be-
standen hat, zugrunde zu legen. 3Bei Anderungen der individuellen Arbeitszeit
werden die nach der Arbeitszeitdnderung liegenden vollen Kalendermonate zu
Grunde gelegt.
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Der Tagesdurchschnitt nach Satz 2 betragt 1/65 aus der Summe der zu be-
rucksichtigenden Entgeltbestandteile, die fir den Berechnungszeitraum zuge-
standen haben, wenn die regelmafige woéchentliche Arbeitszeit durchschnittlich
auf funf Tage verteilt ist. 2MaRgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit zu Be-
ginn des Berechnungszeitraums. 3Bei einer abweichenden Verteilung der Ar-
beitszeit ist der Tagesdurchschnitt entsprechend Satz 1 und 2 zu ermitteln.
4Sofern wahrend des Berechnungszeitraums bereits Fortzahlungstatbestande
vorlagen, bleiben bei der Ermittlung des Durchschnitts nach Satz 2 die fur diese
Ausfalltage auf Basis des Tagesdurchschnitts zustehenden Betrdge sowie die
Ausfalltage selbst unberiicksichtigt.

ILiegt zwischen der Begriindung des Arbeitsverhaltnisses oder der Anderung
der individuellen Arbeitszeit und dem mal3geblichen Ereignis fir die Entgeltfort-
zahlung kein voller Kalendermonat, ist der Tagesdurchschnitt anhand der kon-
kreten individuellen Daten zu ermitteln. 2Dazu ist die Summe der zu beriicksich-
tigenden Entgeltbestandteile, die fur diesen Zeitraum zugestanden haben, durch
die Zahl der tatsachlich in diesem Zeitraum erbrachten Arbeitstage zu teilen.

Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein,
sind die bericksichtigungsfahigen Entgeltbestandteile, die vor der Entgeltan-
passung zustanden, um 90 v.H. des Vomhundertsatzes fur die allgemeine Ent-
geltanpassung zu erhéhen.

§ 22
Entgelt im Krankheitsfall

Werden Arzte durch Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung
verhindert, ohne dass sie ein Verschulden trifft, erhalten sie bis zur Dauer von
sechs Wochen das Entgelt nach § 21. ?Bei erneuter Arbeitsunfahigkeit infolge
derselben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses gelten die
gesetzlichen Bestimmungen. 3Als unverschuldete Arbeitsunfahigkeit im Sinne
der Satze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung im Sinne von § 3 Absatz 2,
§ 3a und 8 9 Entgeltfortzahlungsgesetz.

Protokollerklarung zu § 22 Absatz 1 Satz 1:

Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfahigkeit vorsatzlich oder
grob fahrlassig herbeigefuhrt wurde.

INach Ablauf des Zeitraums gemaR Absatz 1 erhalten die Arzte fiir die Zeit, fur
die ihnen Krankengeld oder entsprechende gesetzliche Leistungen gezahlt wer-
den, einen Krankengeldzuschuss in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen
den tatséchlichen Barleistungen des Sozialleistungstragers und dem Nettoent-
gelt. 2Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abziige verminderte Entgelt im
Sinne des § 21; bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicher-
ten Arzten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag ab-
zuglich Arbeitgeberzuschuss zu beriicksichtigen. 3Bei Arzten, die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder die von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit sind, sind bei der Be-
rechnung des Krankengeldzuschusses diejenigen Leistungen zu Grunde zu le-
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gen, die ihnen als Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversicherung
zustunden.

Protokollerklarung zu 8§ 22 Absatz 2:

Im Falle der Arbeitsverhinderung nach 8§ 3a Entgeltfortzahlungsgesetz stehen
den tatsachlichen Barleistungen des Sozialversicherungstragers das Kranken-
geld nach 8§ 44a SGB V oder die tatsachlichen Leistungen des privaten Kran-
kenversicherungstragers oder des Beihilfetragers gleich.

1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschaftigungszeit (§ 34 Absatz 3)
a) von mehr als einem Jahr langstens bis zum Ende der 13. Woche und
b) von mehr als drei Jahren langstens bis zum Ende der 39. Woche

seit dem Beginn der Arbeitsunfahigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt.
2Mafgeblich fur die Berechnung der Fristen nach Satz 1 ist die Beschaftigungs-
zeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsunfahigkeit vollendet wird.
3Innerhalb eines Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz
1 und 2 insgesamt langstens bis zum Ende der in Absatz 3 Satz 1 genannten
Fristen bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfahigkeit besteht jedoch
mindestens der sich aus Absatz 1 ergebende Anspruch.

lEntgelt im Krankheitsfall wird nicht Gber das Ende des Arbeitsverhaltnisses
hinaus gezahlt; § 8 Entgeltfortzahlungsgesetz bleibt unberiihrt. ?Kranken-
geldzuschuss wird zudem nicht tber den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an
Arzte eine Rente oder eine vergleichbare Leistung auf Grund eigener Versiche-
rung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusatzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung oder aus einer sonstigen Versorgungseinrich-
tung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Arzte finanziert ist. 3Uberzahlter
Krankengeldzuschuss und sonstige Uberzahlungen gelten als Vorschuss auf
die in demselben Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; die Anspriche
der Arzte gehen insoweit auf den Arbeitgeber tiber. “Der Arbeitgeber kann von
der Ruckforderung des Teils des Uberzahlten Betrags, der nicht durch die fur
den Zeitraum der Uberzahlung zustehenden Beziige im Sinne des Satzes 2
ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, die Arztin/der Arzt hat dem Ar-
beitgeber die Zustellung des Rentenbescheids schuldhaft verspatet mitgeteilt.

§23
Besondere Zahlungen

'Einen Anspruch auf vermogenswirksame Leistungen nach MafRgabe des Ver-
mdogensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Arzte, deren Ar-
beitsverhaltnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert. ?Fur Vollbe-
schaftigte betragt die vermdgenswirksame Leistung fur jeden vollen Kalender-
monat 6,65 Euro. Der Anspruch entsteht frilhestens fiir den Kalendermonat, in
dem die Arztin/der Arzt dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben schriftlich
mitteilt, und fir die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres;
die Falligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Ar-
beitgeber ein. “Die vermogenswirksame Leistung wird nur fir Kalendermonate
gewahrt, fur die den Arzten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Kranken-
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geldzuschuss zusteht. °Fir Zeiten, fir die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die
vermdgenswirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses. ®Die vermo-
genswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

TArzte erhalten ein Jubilaumsgeld bei Vollendung einer Beschaftigungszeit (§ 34
Absatz 3)

a) von 25 Jahren in Ho6he von 350 Euro,
b) von 40 Jahren in H6he von 500 Euro.

2Teilzeitbeschaftigte erhalten das Jubilaumsgeld in voller Hohe.

1Beim Tod von Arzten, deren Arbeitsverhaltnis nicht geruht hat, wird der Ehe-
gattin/dem Ehegatten oder den Kindern ein Sterbegeld gewahrt; der Ehegat-
tin/dem Ehegatten steht die Lebenspartnerin/der Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes gleich. ?Als Sterbegeld wird fir die restlichen
Tage des Sterbemonats und - in einer Summe - flr zwei weitere Monate das
Tabellenentgelt der/des Verstorbenen gezahlt. 3Die Zahlung des Sterbegeldes
an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der Ubrigen gegeniiber dem Ar-
beitgeber zum Erléschen; die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wir-
kung.

Fur die Erstattung von Reise- und Umzugskosten sowie Trennungsgeld finden
die Bestimmungen, die fir die Beamtinnen und Beamten des Arbeitgebers je-
weils gelten, entsprechende Anwendung.

§24
Berechnung und Auszahlung des Entgelts

Bemessungszeitraum fir das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbe-
standteile ist der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdricklich etwas
Abweichendes geregelt ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats
(Zahltag) fur den laufenden Kalendermonat auf ein von der Arztin/dem Arzt be-
nanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europaischen Union. 3Fallt der
Zahltag auf einen Samstag oder auf einen Wochenfeiertag, gilt der vorherge-
hende Werktag, fallt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werk-
tag als Zahltag. “Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbetragen festgelegt
sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21 sind am Zahltag des zweiten Ka-
lendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fallig.

Protokollerklarungen zu § 24 Absatz 1:

1. Teilen Arzte ihrem Arbeitgeber die fir eine kostenfreie beziehungsweise
kostengiinstigere Uberweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Européi-
schen Union erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die
dadurch entstehenden zusatzlichen Uberweisungskosten.
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2. Soweit Arbeitgeber die Bezliige am 15. eines jeden Monats fir den laufen-
den Monat zahlen, kdnnen sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres
den Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats gemal Absatz 1 Satz
1 verschieben.

Soweit tarifvertraglich nicht ausdrtcklich etwas anderes geregelt ist, erhalten
Teilzeitbeschéftigte das Tabellenentgelt (8 15) und alle sonstigen Entgeltbe-
standteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durch-
schnittlichen Arbeitszeit an der regelméfigen Arbeitszeit vergleichbarer Voll-
zeitbeschaftigter entspricht.

Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbe-
standteile nicht fur alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt,
der auf den Anspruchszeitraum entfallt. 2Besteht nur fiir einen Teil eines Kalen-
dertags Anspruch auf Entgelt, wird fur jede geleistete dienstplanmaRige oder
betriebsiibliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende Anteil des Tabel-
lenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbetragen festgelegten Entgeltbestand-
teile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in
Monatsbetrdgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der re-
gelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit (§ 6 Absatz 1) zu teilen.

'Ergibt sich bei der Berechnung von Betragen ein Bruchteil eines Cents von
mindestens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzu-
runden. ?Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen gerun-
det. 3Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden.

Entfallen die Voraussetzungen fur eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats,
gilt Absatz 3 entsprechend.

'Durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag kdnnen neben dem Tabellenentgelt
zustehende Entgeltbestandteile (zum Beispiel Zeitzuschlage, Erschwerniszu-
schlage, Uberstundenentgelte) pauschaliert werden. 2Die Nebenabrede ist ab-
weichend von 8 2 Absatz 3 mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende
eines Kalenderhalbjahres kiindbar.

§ 25
Betriebliche Altersversorgung

Die Arzte haben Anspruch auf eine zusatzliche Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmt der Tarifvertrag Uber die be-
triebliche Altersversorgung der Beschaftigten des offentlichen Dienstes (Tarifvertrag
Altersversorgung - ATV) in seiner jeweils geltenden Fassung und flr Beschéftigte der
Freien und Hansestadt Hamburg das Hamburgische Zusatzversorgungsgesetz in
seiner jewelils geltenden Fassung.
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Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung

8§ 26
Erholungsurlaub

TArzte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fort-
zahlung des Entgelts (8§ 21). ?Bei Verteilung der wéchentlichen Arbeitszeit auf
funf Tage in der Kalenderwoche betragt der Urlaubsanspruch in jedem Kalen-
derjahr 30 Arbeitstage. 3Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen die Arz-
tin/der Arzt dienstplanmaRig oder betriebsublich zu arbeiten hat oder zu arbei-
ten hatte, mit Ausnahme der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage,
fur die kein Freizeitausgleich gewahrt wird. “Bei einer anderen Verteilung der
wochentlichen Arbeitszeit als auf funf Tage in der Woche erhdht oder vermin-
dert sich der Urlaubsanspruch entsprechend. *Verbleibt bei der Berechnung des
Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben Urlaubstag ergibt, wird er
auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem hal-
ben Urlaubstag bleiben unberiicksichtigt. ®Der Erholungsurlaub muss im laufen-
den Kalenderjahr gewahrt werden; er kann auch in Teilen genommen werden.

Protokollerklarung zu 8 26 Absatz 1 Satz 6:

Der Urlaub soll grundsatzlich zusammenhéngend gewahrt werden; dabei soll
ein Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt werden.

Im Ubrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden MaRgaben:

a) Im Falle der Ubertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Mo-
naten des folgenden Kalenderjahres angetreten werden. Kann der Erho-
lungsurlaub wegen Arbeitsunfahigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen
Grinden nicht bis zum 31. Méarz angetreten werden, ist er bis zum 31. Mai
anzutreten.

b) Beginnt oder endet das Arbeitsverhéltnis im Laufe eines Jahres, steht als
Erholungsurlaub fur jeden vollen Monat des Arbeitsverhaltnisses ein Zwolf-
tel des Urlaubsanspruchs nach Absatz 1 zu; 8 5 Bundesurlaubsgesetz
bleibt unberihrt.

c) Ruht das Arbeitsverhaltnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsur-
laubs einschlie3lich eines etwaigen tariflichen Zusatzurlaubs fir jeden vol-
len Kalendermonat um ein Zwolftel.

d) Das Entgelt nach Absatz 1 Satz 1 wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt
gezahlt.
8§ 27

Zusatzurlaub

Fur die Gewahrung eines Zusatzurlaubs gelten die fir die Beamten des
jeweiligen Landes jeweils maligebenden Bestimmungen fur Grund und Dauer
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sinngemaB. 2Die beamtrechtlichen Bestimmungen gelten nicht fir den
Zusatzurlaub fur Wechselschichtarbeit, Schichtarbeit und Nachtarbeit.

Arzte, die standig Wechselschichtarbeit nach § 7 Absatz 1 oder standig
Schichtarbeit nach 8 7 Absatz 2 leisten und denen die Zulage nach § 8
Absatz5 Satz 1 oder Absatz 6 Satz 1 zusteht, erhalten einen Arbeitstag
Zusatzurlaub

a) bei Wechselschichtarbeit fur je zwei zusammenhangende Monate und
b) bei Schichtarbeit fur je vier zusammenhangende Monate.

Im Falle nicht standiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (zum Beispiel
standige Vertreter) erhalten Arzte, denen die Zulage nach § 8 Absatz 5 Satz 2
oder Absatz 6 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub ftr

a) je drei Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Wechselschichtarbeit
geleistet haben, und

b) je funf Monate im Jahr, in denen sie Uberwiegend Schichtarbeit geleistet
haben.

1Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit
Ausnahme von 8§ 125 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im
Kalenderjahr gewahrt. “Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub)
dirfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht Uberschreiten. 3Satz 2
ist fir Zusatzurlaub nach den Absatzen 2 und 3 hierzu nicht anzuwenden. “Bei
Arzten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine
Hochstgrenze von 36 Arbeitstagen; mal3gebend fir die héhere Urlaubsdauer ist
das Kalenderjahr, in dem das 50. Lebensjahr vollendet wird.

Im Ubrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b entsprechend.

1Arzte erhalten Zusatzurlaub im Kalenderjahr bei einer Leistung im Kalenderjahr
von mindestens

150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag

300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage.

’Bei Teilzeitkraften ist die Zahl der in Satz 1 geforderten Nachtarbeitsstunden
entsprechend dem Verhaltnis der vereinbarten durchschnittlichen regelmafiigen
Arbeitszeit zur regelmalligen Arbeitszeit von entsprechenden Vollzeitkraften zu
kirzen. 3Nachtarbeitsstunden, die in Zeitrdumen geleistet werden, fir die Zu-
satzurlaub fiir Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberiick-
sichtigt. “Bei Anwendung des Satzes 1 werden Zeiten des Bereitschaftsdienstes
einschlieBlich der geleisteten Arbeit nicht beriicksichtigt. >Absatz 4 und Absatz 5
finden Anwendung.

Protokollerklarung zu 8 27 Absatz 2 und 3:

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder
Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen
nach Absatz 2 oder 3 erfullt sind. 2Fur die Feststellung, ob standige
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Wechselschichtarbeit oder standige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung
durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfahigkeit
in den Grenzen des 8§ 22 unschéadlich.

Protokollerklarung zu § 27 Absatz 6:

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach den abgeleisteten Nachtarbeits-
stunden und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 6
Satz 1 erfullt sind.

8§28
Sonderurlaub

Arzte konnen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die
Fortzahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten.

§ 29
Arbeitsbefreiung

(1) *Nur die nachstehend aufgefiinrten Anlasse gelten als Falle nach § 616 BGB, in
denen Arzte unter Fortzahlung des Entgelts in dem angegebenen Ausmal von
der Arbeit freigestellt werden:

a) Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin
im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes ein Arbeitstag,

b) Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebens-
partnerin/des Lebenspartners im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes, eines Kindes
oder Elternteils zwei Arbeitstage,

c) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund

an einen anderen Ort ein Arbeitstag,
d) 25-und 40-jahriges Arbeitsjubilaum ein Arbeitstag,
e) schwere Erkrankung
aa) einer/eines Angehorigen, soweit sie/er ein Arbeitstag
in demselben Haushalt lebt, im Kalenderjahr,

bb) eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, wenn im laufenden Kalender- bis zu
jahr kein Anspruch nach § 45 SGB V besteht vier Arbeitstage
oder bestanden hat, im Kalenderjahr,

cc) einer Betreuungsperson, wenn Arzte
deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das
8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder
wegen korperlicher, geistiger oder seelischer bis zu
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Behinderung dauernd pflegebediirftig ist, vier Arbeitstage
Ubernehmen mussen, im Kalenderjahr.

2Eine Freistellung nach Buchstabe e erfolgt nur,
soweit eine andere Person zur Pflege oder Be-
treuung nicht sofort zur Verfigung steht und
durch arztliche Bescheinigung in den Fallen der
Doppelbuchstaben aa und bb die Notwendigkeit
der Anwesenheit der/des Beschaftigten zur vor-
laufigen Pflege bescheinigt wird. 2Die Freistellung
darf insgesamt funf Arbeitstage im Kalenderjahr
nicht Gberschreiten.

f)  Arztliche Behandlung von Arztinnen und

Arzten , wenn diese wahrend der Arbeitszeit

erfolgen muss, erforderliche
nachgewiesene
Abwesenheitszeit
einschliellich
erforderlicher
Wegezeiten.

Bei Erfullung allgemeiner staatsbuirgerlicher Pflichten nach deutschem Recht
besteht der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nur dann, wenn die
Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht
aulBerhalb  der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung,
wahrgenommen werden konnen; soweit die Arzte Anspruch auf Ersatz des
Entgelts geltend machen kénnen, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
’Das fortgezahlte Entgelt gilt in Hohe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf
die Leistungen der Kostentrager. 3Die Arzte haben den Ersatzanspruch geltend
zu machen und die erhaltenen Betrage an den Arbeitgeber abzufiihren.

Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fallen Arbeitsbefreiung unter
Fortzahlung des Entgelts bis zu drei Arbeitstagen gewahren. ?In begriindeten
Fallen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung gewahrt
werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhaltnisse es gestatten.

Protokollerklarung zu § 29 Absatz 3 Satz 2:

Zu den "begrundeten Fallen" kdnnen auch solche Anlasse gehoren, fir die kein
Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (zum Beispiel Umzug aus personlichen
Grinden).

IAuf Antrag kann den gewahlten Vertreterinnen/Vertretern der Gewerkschaft zur
Teilnahme an Tagungen Arbeitsbefreiung bis zu acht Werktagen im Jahr unter
Fortzahlung des Entgelts erteilt werden; dringende dienstliche oder betriebliche
Interessen dirfen der Arbeitsbefreiung nicht entgegenstehen. 2Zur Teilnahme
an Tarifverhandlungen mit der TdL oder ihren Mitgliedern kann auf Anfordern
der Gewerkschaft Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts ohne
zeitliche Begrenzung erteilt werden.
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Zur Teilnahme an Sitzungen von Prifungs- und von Berufsbildungs-
ausschussen nach dem Berufsbildungsgesetz sowie fir eine Tatigkeit in
Organen von Sozialversicherungstragern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung
unter Fortzahlung des Entgelts gewahrt werden, sofern nicht dringende
dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen.

1Zur Teilnahme an Arztkongressen, Fachtagungen und vergleichbaren Veran-
staltungen ist Arzten Arbeitsbefreiung bis zu drei Arbeitstage im Kalenderjahr zu
gewahren. ?Die Arbeitsbefreiung wird auf einen Anspruch nach den Weiterbil-
dungsgesetzen der Lander angerechnet. 3Bei Personalkostenerstattung durch
Dritte erfolgt eine Freistellung fur bis zu fiinf Tage.

In den Fallen der Abséatze 1 bis 6 werden das Tabellenentgelt sowie die sonsti-
gen Entgeltbestandteile, die in Monatsbetragen festgelegt sind, weitergezahlt.

Abschnitt V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

§ 30
Befristete Arbeitsvertrage

1Befristete Arbeitsverhéltnisse sind nach den gesetzlichen Vorschriften tber die
Befristung von Arbeitsvertragen zulassig. ?Dabei soll eine ausgewogene Abwa-
gung zwischen den dienstlichen Notwendigkeiten einerseits und den berechtig-
ten Interessen der betroffenen Arzte andererseits erfolgen.

!Beim Abschluss von befristeten Arbeitsvertragen mit besonders kurzen Ver-
tragslaufzeiten ist auch das Interesse der Arzte an einer notwendigen Pla-
nungssicherheit zu beriicksichtigen. ?Bei befristeten Beschaftigungen nach dem
Hochschulrahmengesetz beziehungsweise einer gesetzlichen Nachfolgerege-
lung mit dem Zweck der Weiterbildung zur Fachéarztin beziehungsweise zum
Facharzt soll der erste Vertrag moglichst fiir eine Laufzeit von nicht weniger als
zwei Jahren und der weitere Vertrag bis zum Ende der Mindestweiterbildungs-
zeit geschlossen werden. 3Sachliche Griinde kénnen eine kiirzere Vertragslauf-
zeit erfordern.

Befristete Arbeitsverhaltnisse kénnen gekiindigt werden (8§ 15 Absatz 3 Teilzeit-
und Befristungsgesetz).
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§31
(Nicht besetzt)

§ 32
(Nicht besetzt)

§ 33
Beendigung des Arbeitsverhdaltnisses ohne Kiindigung

Das Arbeitsverhéltnis endet, ohne Kindigung,

a) mit Ablauf des Monats, in dem die Arztin/der Arzt das gesetzlich festgeleg-
te Alter zum Erreichen einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet
hat,

b) jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflésungsvertrag).

!Das Arbeitsverhaltnis endet ferner mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid
eines Rentenversicherungstragers (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach
die Arztin/der Arzt voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Die Arztin/Der Arzt
hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverziglich zu
unterrichten. *Beginnt die Rente erst nach der Zustellung des Rentenbescheids,
endet das Arbeitsverhaltnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden
Tages. “Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eine nach
§ 92 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor,
endet das Arbeitsverhéltnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustim-
mungsbescheids des Integrationsamtes. *Das Arbeitsverhaltnis endet nicht,
wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungstragers eine Rente auf Zeit
gewahrt wird. éIn diesem Fall ruht das Arbeitsverhaltnis fir den Zeitraum, fur
den eine Rente auf Zeit gewéhrt wird; beginnt die Rente riickwirkend, ruht das
Arbeitsverhaltnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat der Zustel-
lung des Rentenbescheids folgt.

Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet beziehungsweise ruht das Arbeits-
verhaltnis nicht, wenn die Arztin/der Arzt nach ihrem/seinem vom Rentenversi-
cherungstrager festgestellten Leistungsvermdgen auf ihrem/seinem bisherigen
oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschéftigt wer-
den konnte, soweit dringende dienstliche beziehungsweise betriebliche Grinde
nicht entgegenstehen, und die Arztin/der Arzt innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschéaftigung schriftlich bean-
tragt.

lverzogert die Arztin/der Arzt schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er
Altersrente nach § 236, § 236a oder § 236b SGB VI oder ist sie/er nicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung oder in einem berufsstandischen Versor-
gungswerk versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten
einer Amtsarztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach 8 3 Absatz 5 Satz 2
bestimmten Arztin/Arztes. 2Das Arbeitsverhaltnis endet in diesem Fall mit Ab-
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lauf des Monats, in dem der Arztin/dem Arzt das Gutachten bekannt gegeben
worden ist.

1Soll die Arztin/der Arzt, deren/dessen Arbeitsverhaltnis nach Absatz 1 Buch-
stabe a geendet hat, weiterbeschéftigt werden, ist ein neuer schriftlicher Ar-
beitsvertrag abzuschlieBen. ?Das Arbeitsverhaltnis kann jederzeit mit einer Frist
von vier Wochen zum Monatsende gekiindigt werden, wenn im Arbeitsvertrag
nichts anderes vereinbart ist.

Protokollerklarung zu 8 33 Absatz 2 und 3:

Als Rentenversicherungstrager im Sinne der Abséatze 2 und 3 gelten auch berufs-
standische Versorgungswerke.

(1)

(@)

3)

8§34
Kundigung des Arbeitsverhéltnisses

!Die Kundigungsfrist betragt bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des
Arbeitsverhaltnisses zwei Wochen zum Monatsschluss. 2lm Ubrigen betragt die
Kindigungsfrist bei einer Beschaftigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2)

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss,
von mehr als einem Jahr 6 Wochen,

von mindestens 5 Jahren 3 Monate,

von mindestens 8 Jahren 4 Monate,

von mindestens 10 Jahren 5 Monate,

von mindestens 12 Jahren 6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

IArbeitsverhéltnisse von Arzten, die das 40. Lebensjahr vollendet haben und
unter die Regelungen des Tarifgebiets West fallen, kbnnen nach einer Beschéaf-
tigungszeit (Absatz 3 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den Arbeit-
geber nur aus einem wichtigen Grund gektindigt werden. 2Soweit Beschaftigte
nach den bis zum 31. Oktober 2006 geltenden Tarifregelungen unkindbar wa-
ren, verbleibt es dabei.

!Beschaftigungszeit ist die Zeit, die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsver-
haltnis zurlickgelegt wurde, auch wenn sie unterbrochen ist. 2Unbertcksichtigt
bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemal § 28, es sei denn, der Arbeitgeber
hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches
Interesse anerkannt. 3Wechseln Arzte zwischen Arbeitgebern, die vom Gel-
tungsbereich dieses Tarifvertrages erfasst werden, werden die Zeiten bei dem
anderen Arbeitgeber als Beschéaftigungszeit anerkannt. 4Satz 3 gilt entspre-
chend bei einem Wechsel von einem anderen 6ffentlich-rechtlichen Arbeitgeber.
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§35
Zeugnis

(1) Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses haben die Arzte Anspruch auf ein
schriftliches Zeugnis tber Art und Dauer ihrer Tatigkeit; es muss sich auch auf
Fuhrung und Leistung erstrecken (Endzeugnis).

(2) Aus triftigen Griinden konnen Arzte auch wahrend des Arbeitsverhéltnisses ein
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).

(3) Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhéltnisses konnen die Arzte ein
Zeugnis Uber Art und Dauer ihrer Téatigkeit verlangen (vorlaufiges Zeugnis).

(4) Die Zeugnisse gemal den Absatzen 1 bis 3 sind unverziiglich auszustellen.

(5) Die Zeugnisse gemald den Absatzen 1 bis 3 werden vom leitenden Arzt und
vom Arbeitgeber ausgestellt.

) Abschnitt VI
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 36
Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft
und Beschaftigungssicherung

1Zur Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft der Universitatskliniken und zur Beschéf-
tigungssicherung werden regionale Offnungen fur Anwendungsvereinbarungen auf
Landesebene ermoglicht. 2Im Interesse des Klinikums kann ein Beitrag der Arzte
vereinbart werden. 3Der Beitrag kann darin bestehen, im Interesse des Klinikums
kunftige tarifliche Anspriiche in Beteiligungen der Arzte am Klinikum umzuwandeln
beziehungsweise tarifliche Anspriiche zu reduzieren. “Die Summe des Beitrags kann
fur jede Arztin / jeden Arzt max. bis zu 10 v.H. des Jahresbruttoeinkommens betra-
gen, wobei der Anteil fur die Reduzierung von tariflichen Anspriichen max. bis zu
6 v.H. betragt. °Die Lander stellen sicher, dass eine Mitarbeiterbeteiligung moglich
ist. ®Die Einzelheiten zum Verfahren ergeben sich aus der Anlage C.

8 37
Ausschlussfrist

(1) *Anspriche aus dem Arbeitsverhaltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Falligkeit von den Arzten oder vom
Arbeitgeber schriftlich geltend gemacht werden. ?Fur denselben Sachverhalt
reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch fir spater fallige
Leistungen aus.

(2) Absatz 1 gilt nicht fir Anspriche aus einem Sozialplan.
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§ 38
Begriffsbestimmungen

Sofern auf die Tarifgebiete Ost oder West Bezug genommen wird, gilt Folgen-
des:

a) Die Regelungen fur das Tarifgebiet Ost gelten fiur die Arzte, deren Arbeits-
verhéltnis in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
begrindet worden ist und bei denen der Bezug des Arbeitsverhaltnisses zu
diesem Gebiet fortbesteht.

b) Fur die Ubrigen Arzte gelten die Regelungen fiir das Tarifgebiet West.

Sofern auf die Begriffe "Betrieb”, "betrieblich" oder "Betriebspartei” Bezug ge-
nommen wird, gilt die Regelung fur Verwaltungen sowie fir Parteien nach dem
Personalvertretungsrecht entsprechend; es sei denn, es ist etwas anderes be-
stimmt.

i §38a
Ubergangsvorschriften

1Bei Arzten, die am 30. April 2009 in den Justizvollzugskrankenhausern Fron-
denberg und Hohenasperg beschaftigt sind und ab 1. Mai 2009 unter den Gel-
tungsbereich des TV-Arzte fallen, werden auf die bis zum 30. April 2009 zusatz-
lich zum Tabellenentgelt gezahlten Zulagen (z. B. nach 8 16 Absatz 5 TV-L) der
Zugewinn beim Tabellenentgelt nach dem TV-Arzte sowie Zugewinne aus all-
gemeinen Entgeltanpassungen, Stufensteigerungen und Hohergruppierungen
angerechnet. 2Bei Arzten, die am 31. Dezember 2011 im Justizvollzugsdienst in
der Patientenversorgung beschéftigt sind und nicht unter Satz 1 fallen, und die
ab 1. Januar 2012 unter den Geltungsbereich des TV-Arzte fallen, wird auf die
bis zum 31. Dezember 2011 zusatzlich zum Tabellenentgelt gezahlten Zulagen
(z. B. nach § 16 Absatz 5 TV-L) der Zugewinn beim Tabellenentgelt nach dem
TV-Arzte angerechnet.

Soweit Arzte in der Entgeltgruppe A 2 die Voraussetzungen der neuen Stufe 4
erfillen und sie in der Stufe 3 zum bisherigen Tabellenentgelt Zulagen
(z. B. nach § 16 Abs. 3 und 4 TV-Arzte) erhalten haben, ist der mit der Zuord-
nung zur Stufe 4 verbundene Zugewinn von 210 Euro (Tarifgebiet West) bzw.
190 Euro (Tarifgebiet Ost) auf die bisherigen Zulagen anzurechnen.

8 39
In-Kraft-Treten, Laufzeit

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. November 2006 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1
treten § 26 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe b und ¢ sowie 8 27 am 1. Januar
2007 in Kraft.
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Dieser Tarifvertrag kann von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von drei
Monaten zum Schluss eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekindigt werden.

LAbweichend von Absatz 2 kann § 23 Absatz 2 von jeder Tarifvertragspartei auf
Landesebene mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermo-
nats schriftlich gektindigt werden.

Abweichend von Absatz 2 kbnnen ferner schriftlich gektindigt werden

a) § 7 Absatz 4 Satz 3 und 4 mit einer Frist von drei Monaten zum Schluss ei-
nes Kalenderhalbjahres, frihestens jedoch zum 31. Marz 2017,

b) 8 8 Absatz 1 mit einer Frist von drei Monaten, frihestens jedoch zum
31. Marz 2017,

c) 8 16 Absatz 1 ohne Einhaltung einer Frist, friihestens jedoch zum 31. Marz
2017,

d) 8 23 Absatz 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalender-
monats,

e) 8 27 Absatz 6 ohne Einhaltung einer Frist,
f) (Nicht besetzt),

g) die Entgelttabelle (Anlage B) mit einer Frist von einem Monat zum Schluss
eines Kalendermonats, frihestens zum 31. Marz 2017; eine Kindigung nach
Absatz 2 umfasst nicht die Entgelttabellen.

Die Kindigungsmaoglichkeit nach Absatz 2 umfasst nicht § 41. 2§ 1 Absatz 6
und 8§ 41 werden mit Ablauf des 31. Dezember 2017 aufgehoben.

Abschnitt VI
Sonderregelungen

§ 40
Sonderregelungen fur Arztinnen und Arzte im Justizvollzugsdienst des
Freistaates Sachsen

Nr. 1
Zu 8§ 1 - Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten fur Arztinnen und Arzte, die im Justizvollzugsdienst
des Freistaates Sachsen in der Patientenversorgung tatig sind.
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Nr. 2
Zu 8 9 Absatze 2 bis 4 - Ausgleich fur Bereitschaftsdienst -
und zu 8 12 - Eingruppierung -

Abweichend von § 9 Absatze 2 bis 4 richtet sich die Berechnung des Entgelts fir
den Bereitschaftsdienst nach den entsprechenden Regelungen im Tarifvertrag fur
Arztinnen und Arzte an den Sachsischen Krankenhausern (Fachkrankenhauser fir
Psychiatrie und Neurologie) des Freistaates Sachsen (TV-Arzte SKH) in seiner je-
weils geltenden Fassung. ?Abweichend von § 12 richtet sich die Eingruppierung von
Oberarztinnen und -arzten und von stellvertretenden Chefarztinnen und -arzten aus-
schlieRlich nach den Regelungen des TV-Arzte SKH in seiner jeweils geltenden Fas-
sung.

8§41
Sonderregelungen fiur die Arztinnen und Arzte
im Justizvollzugsdienst des Landes Berlin

Von 8§ 6 Absatz 1 Satz 1, § 12, § 15 Absatz 2, 8§ 16 Absatz 1 und 8§ 19 kann fir die
Arztinnen und Arzte im Justizvollzugsdienst des Landes Berlin durch Tarifvertrag auf
Landesebene abgewichen werden.

Berlin, den 30. Oktober 2006

Fir die
Tarifgemeinschaft deutscher Lander:
Der Vorsitzende des Vorstandes

Fur den
Marburger Bund
- Bundesvorstand -
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Anlage A

Entgelttabelle
fur Arztinnen und Arzte
im Geltungsbereich des TV-Arzte
Monatsbetrage in Euro bei 42 Wochenstunden
- Gultig vom 1. April 2015 bis 31. Marz 2016 -
Entgelt- Stufe 1 | Stufe2 | Stufe3 | Stufe4 | Stufe5 | Stufe 6
gruppe
) 4.312,45 | 4.556,89 | 4.731,47 | 5.034,11 | 5.394,93 | 5.535,66
Al . . . . . ab dem
im 1. Jahr|im 2. Jahr|im 3. Jahr |im 4. Jahr|im 5. Jahr
6. Jahr
) 5.691,73 | 6.168,97 | 6.587,99 | 6.823,45 | 6.951,81 | 7.129,23
A2 ab dem ab dem ab dem ab dem ab dem ab dem
1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr 9. Jahr 11. Jahr | 13. Jahr
) 7.129,23 | 7.548,25 | 8.147,68
A3 ab dem ab dem ab dem
1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr
) 8.386,31 | 8.985,73 | 9.462,95
A4 ab dem ab dem ab dem
1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr
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Anlage B

Entgelttabelle
far Arztinnen und Arzte
im Geltungsbereich des TV-Arzte
Monatsbetrége in Euro bei 42 Wochenstunden
- Gultig ab 1. April 2016 -
Entgelt- | o e 1 | Stufe2 | Stufe3 | Stufe4 | Stufe5 | Stufe®
gruppe
) 4.407,32 | 4.657,14 | 4.835,56 | 5.144,86 | 5.513,62 | 5.657,44
Al . . . . . ab dem
im 1. Jahr|im 2. Jahr|im 3. Jahr|im 4. Jahr|im 5. Jahr

6. Jahr
) 5.816,95 | 6.304,69 | 6.732,93 | 6.973,57 | 7.104,75 | 7.286,07
A2 ab dem ab dem ab dem ab dem ab dem ab dem
1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr 9. Jahr 11. Jahr | 13. Jahr

) 7.286,07 | 7.714,31 | 8.326,93

A3 ab dem ab dem ab dem

1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr

) 8.570,81 | 9.183,42 | 9.671,13

A4 ab dem ab dem ab dem

1. Jahr 4. Jahr 7. Jahr
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Anlage C

Verfahren zur Aufnahme von Tarifverhandlungen zur wirtschaftlichen Si-
cherung der Universitatskliniken und zur Beschaftigungssicherung an
diesen Einrichtungen

Kontaktaufnahme der Klinik mit dem fur das Tarifrecht zustandigen Landesmi-
nisterium

Information der Klinik Gber die inhaltlichen Voraussetzungen fur die Aufnahme
von Tarifverhandlungen

a) Vorlage der testierten Jahresabschlisse (Offenlegung der Geschafts- und
Vermogensverhaltnisse)

b) Vorlage eines Zukunftskonzepts
c) Aussage zur Laufzeit der Anwendungsvereinbarung

d) Erklarung des Einrichtungstragers
» Erhalt des Krankenhauses im Landerbereich
» Keine Kirzung geleisteter Eigenanteile und/oder Betriebskostenzu-
schisse aufgrund der Arbeithehmerbeitrage

e) Darstellung des Umfangs der erforderlichen MalRnahmen zur wirtschatftli-
chen Starkung des Krankenhauses und zur Sicherung der Beschéftigung

f)  Herstellung betrieblicher Akzeptanz

g) Erklarung betreffend eine evtl. gleichzeitige Anwendung des TV-Service,
gegebenenfalls Erklarung zum Verhéltnis zu einem laufenden Sanierungs-
tarifvertrag.

Das Ministerium informiert den zustéandigen Landesverband des Marburger
Bundes uUber die Absicht der Uniklinik, eine Anwendungsvereinbarung abschlie-
Ben zu wollen und Ubersendet die Unterlagen gemaf Nr. 2.

Der Landesverband des Marburger Bundes Uberprift die Unterlagen und teilt
dem Ministerium innerhalb von zwei Wochen mit, ob Tarifverhandlungen Uber
eine Anwendungsvereinbarung aufgenommen werden kénnen oder welche
konkreten Hinderungsgrinde bestehen.

Im Falle der beabsichtigten Aufnahme von Tarifverhandlungen schaltet die Uni-
klinik im Einvernehmen mit dem Landesverband des Marburger Bundes umge-
hend einen neutralen Gutachter, dessen Kosten von der Uniklinik zu tragen
sind, zur Stellungnahme zu der wirtschaftlichen Lage, dem Zukunftskonzept und
den beabsichtigten Mal3hahmen ein. Das Gutachten soll innerhalb eines Monats
nach Beauftragung vorliegen.



38

6. Das Gutachten wird dem Landesverband des Marburger Bundes, dem Ministe-
rium und der Uniklinik zugeleitet. Die Tarifverhandlungen werden innerhalb von
zwei Wochen nach Eingang des Gutachtens aufgenommen.

Die Tarifverhandlungen sollen innerhalb von drei Monaten nach Information des
Landesverbandes des Marburger Bundes durch das Ministerium abgeschlossen
werden.



	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
	§ 3 Allgemeine Arbeitsbedingungen
	§ 4 Versetzung, Abordnung, Personalgestellung
	§ 6 Regelmäßige Arbeitszeit
	§ 7 Sonderformen der Arbeit
	§ 8 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
	§ 10
	Sonderfunktionen, Dokumentation
	§ 11 Teilzeitbeschäftigung
	§ 12 Eingruppierung
	§ 14 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit
	(1) Wird Ärzten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren Entgeltgruppe entspricht, und wurde diese Tätigkeit mindestens einen Monat ausgeübt, erhalten sie für die Dauer der Ausübung eine persönliche Zul...

	§ 15 Tabellenentgelt
	§ 16 Stufen der Entgelttabelle
	§ 17 Allgemeine Regelungen zu den Stufen
	§ 21 Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
	§ 22 Entgelt im Krankheitsfall
	§ 23 Besondere Zahlungen
	§ 24 Berechnung und Auszahlung des Entgelts
	§ 25 Betriebliche Altersversorgung
	Anlage A
	Anlage C

